
mehr, daß sich sehr häufig bereits der Ehekonflikt 
negativ auf die Erziehung der Kinder auswirkt, so 
daß durch eine Scheidung günstigere Erziehungsbe­
dingungen herbeigeführt werden könnten. Allerdings 
bedürfe es dann stärker als bisher der organisierten, 
konkreten gesellschaftlichen Hilfe für den Erziehungs­
berechtigten.
Auf den häufig festzustellenden Zusammenhang zwi­
schen den negativen Auswirkungen langdauernder 
Ehekonflikte auf das Verhalten von Kindern und Ju­
gendlichen und Erscheinungen der Kinder- und Ju­
gendkriminalität ging Dr. K i r m s e  (Abteilungsleiter 
beim Generalstaatsanwalt der DDR) ein. Eine zerrüt­
tete Ehe werde aber auch deshalb zu einem gesell­
schaftlichen Problem, weil sich ihre negativen Auswir­
kungen auf die Ehegatten nicht selten in einem Nach­
lassen der Arbeitsleistung, in der Beeinträchtigung der 
Arbeitsfreude, in Arbeitsbummelei oder übermäßigem 
Alkoholgenuß — bis hin zur Alkoholkriminalität — zeig­
ten. Es müsse daher zum Anliegen der Arbeitskollek­
tive und auch der Hausgemeinschaften werden, bereits 
bei ersten Anzeichen eines sich entwickelnden Ehe- 
konflikts vorbeugend tätig zu werden. Darauf sollte in 
der Öffentlichkeitsarbeit stärker orientiert werden. 
Uber neue Formen der Rechtspropaganda und Rechts­
erziehung sprach Dozent H e r r m a n n  (Kreisvolks­
hochschule Sondershausen). Er vermittelte wertvolle 
Erfahrungen über die Vorbereitung junger Bürger auf 
Ehe und Familie durch die sog. Eheschule./2'
In der weiteren Diskussion standen Probleme der 
rationellen und wirksamen Gestaltung der Eheverfah­
ren im Mittelpunkt.
Direktor Dr. A r w a y (Bezirksgericht Suhl) legte dar, 
daß eine wesentliche Aufgabe der Leitungstätigkeit 
des Bezirksgerichts darin besteht, ständig für die poli­
tisch-ideologische und fachliche Qualifizierung der 
Richter zu sorgen. Operative Einsätze der Mitglieder 
des Fachsenats, die mit Hospitationen in den Verhand­
lungen der Kreisgerichte, mit der Erläuterung von 
einschlägigen Leitungsdokumenten der übergeordneten 
Gerichte, mit Konsultationen und Erfahrungsaustau­
schen verbunden werden sollten, könnten zu einem 
höheren Niveau der richterlichen Tätigkeit führen. 
Auf diese Weise würden die Richter immer besser 
befähigt, eine sorgfältige Sachaufklärung und über­
zeugende erzieherische Einflußnahme auf die Parteien 
mit einer konzentrierten Verhandlungsführung zu ver­
knüpfen.
Mit Problemen der Vorbereitung von Aussöhnungs­
und streitiger Verhandlung, der Sachaufklärung und 
der Urteilsbegründung in Ehesachen befaßte sicl^ Rich­
ter L a t k a (Oberstes Gericht) ,/3/
Frau Direktor P f e u f e r  (Bezirksgericht Leipzig) hob 
besonders die gesellschaftliche Bedeutung einer sorg­
fältig vorbereiteten und zielstrebig geführten Aus­
söhnungsverhandlung für die Wahrnehmung der Inter­
essen minderjähriger Kinder hervor. Den Eltern müsse 
schon in diesem Stadium des Eheverfahrens viel ein­
gehender als bisher bewußt gemacht werden, welche 
Konsequenzen sich aus einer Ehescheidung und der 
damit verbundenen Übertragung des Erziehungsrechts 
für die Kinder auf einen Elternteil ergeben können. 
Spätere Konflikte hinsichtlich der Regelung des Um­
gangs des Nichterziehungsberechtigten mit dem Kind 
oder auch bei einer Namensänderung ließen erkennen, 
daß sich die geschiedenen Ehegatten vielfach solcher 
weitreichenden Konsequenzen nicht bewußt waren. 
Der Grund für die insoweit noch nicht befriedigende 
Arbeit einer Reihe von Gerichten liege darin, daß sie
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den Konflikt der Ehegatten nicht immer als einen die 
ganze Familie betreffenden Konflikt ansehen. Das 
führe zu einem unterschiedlichen Herangehen der Rich­
ter an die Umgangsregelung. Der Verzicht auf eine 
staatliche Sanktion zur Durchsetzung der Umgangs­
regelung bedeute nicht Verzicht auf eine aktive er­
zieherische Einflußnahme des Gerichts auf die Parteien 
zur Herbeiführung des Umgangs. Vielmehr müsse sich 
das Gericht um eine im Interesse des Kindes liegende 
Umgangsregelung bemühen, weil dadurch von dem 
Kind unnötige Konflikte ferngehalten werden könnten. 
Oberstudienrat F u n k e ,  Leiter des Sektors Jugend­
hilfe im Ministerium für Volksbildung, kündigte an, 
daß der Zentrale Jugendhilfeausschuß im Jahr 1973 
hierzu eine Richtlinie erlassen werde, die eine bes­
sere Anleitung der Jugendhilfeorgane gewährleisten 
soll. Die Übereinstimmung aller staatlichen Organe in 
den Grundpositionen sichere ein einheitliches Heran­
gehen an die mit der Umgangsregelung verbundenen 
Fragen. Funke vertrat die — auch von anderen Dis­
kussionsrednern gebilligte — Auffassung, daß Zwangs­
maßnahmen hinsichtlich der Umgangsbefugnis fehl am 
Platz seien. Das hätten die Erfahrungen mit der frühe­
ren Eheverordnung von 1955 eindeutig gezeigt. 
Präsident Dr. T o e p 1 i t z unterstrich in seinem Schluß­
wort, daß an die Umgangsregelung des § 27 FGB wie 
an jede gesetzliche Regelung lebensnah herangegangen 
werden müsse. Es dürfe nicht übersehen werden, daß 
Erziehungsberechtigter meist die werktätige Mutter 
sei. Sie sei dadurch in der Regel weitaus stärker be­
lastet und nicht selten auch wirtschaftlich schwächer 
gestellt als der geschiedene Ehemann. Daraus ergäben 
sich für die Umgangsregelung vielfältige Probleme, die 
nicht auf administrativem Wege gelöst werden könn­
ten.
Daß die Aussetzung von Eheverfahren zur Aufrecht­
erhaltung der Ehe und Wiederherstellung harmoni­
scher Familienbeziehungen führen kann, wenn die 
Möglichkeiten der Gesellschaft zur Mitwirkung bei der 
Lösung von Ehekonflikten mit der gebotenen Behut­
samkeit genutzt werden, bewies Hugot anhand von 
Beispielen./!/ Dagegen ist — wie Direktor K n e c h t  
(Bezirksgericht Potsdam) als Ergebnis von Unter­
suchungen an verschiedenen Kreisgerichten darlegte — 
durch klageabweisende Urteile relativ selten eine Wie­
derherstellung der Eheharmonie erreicht worden. In 
der Regel fänden sich klagende Ehegatten nicht mit der 
Abweisung der Klage ab; um doch noch die Schei­
dung zu erreichen, setzten sie ihr ehewidriges Ver­
halten fort oder führten neue Konfliktsituationen her­
bei. Allerdings dürfe nicht übersehen werden, daß sich 
die Gerichte noch nicht ausreichend darum bemühen, 
auch nach Klageabweisung entsprechend den Besonder­
heiten des Ehekonflikts die Hilfe gesellschaftlicher 
Kräfte zur Wiederherstellung gesunder, stabiler Ehe- 
und Familienbeziehungen zu organisieren.
Mehrere Diskussionsredner äußerten sich zur Proble­
matik der besseren und vor allem rechtzeitigen Unter­
stützung der Erziehungsberechtigten bei der Verwirk­
lichung von Unterhaltsansprüchen. Mit dieser Frage, 
deren gesellschaftliche Bedeutung keineswegs dadurch 
gemindert wird, daß die überwiegende Mehrheit der 
Unterhaltspflichtigen ihren Verpflichtungen gewissen­
haft nachkommt, werden sich die Rechtspflegeorgane 
in enger Zusammenarbeit mit anderen zentralen Or­
ganen nachdrücklich beschäftigen. Der Vorschlag von 
S t r a s b e r g ,  dabei auch Möglichkeiten solcher recht­
lichen Veränderungen zu erörtern, die einen besseren 
Schutz der Interessen der Kinder und Mütter gewähr­
leisten, wurde begrüßt. Es bestand aber auch darin

/4/ Vgl. dazu auch den. Beitrag von Hugot in diesem Heft.
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